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Anfrage für die Stadtverordnetenversammlung am 26.03.2025 
 
 

Nachfrage zu AN-01/25 „Datenweitergabe an Bundeswehr“ 
 
 

 
1. Von wie vielen in den vergangenen fünf Jahren in Cottbus gemeldeten Personen wurden in 
diesem Zeitraum Daten an die Bundeswehr übermittelt? 
 
2. Inwiefern entspricht die Information auf der Website der Stadt zur Möglichkeit der 
Einrichtung einer Übermittlungssperre nach §36 Abs. 2 Bundesmeldegesetz der rechtlichen 
Auflage, laut der die Information jährlich erfolgen muss und ist im Zusammenhang mit der 
Bekanntmachungsverordnung des Landes Brandenburg nicht auch eine Veröffentlichung im 
Amtsblatt erforderlich? 
 
 
Begründung: 

Die Stadtverwaltung ist in ihrer Beantwortung von Frage 1 der ursprünglichen Anfrage auf die 
juristische Grundlage der Datenübermittlung eingegangen, hat jedoch nicht die nachgefragte 
Information zur Anzahl der betroffenen Personen genannt. 

Bezüglich Frage 2 ist der Antwort der Verwaltung auf die ursprüngliche Anfrage zu 
entnehmen, dass die Informationen zur Möglichkeit einer Übermittlungssperre mittels eines 
Hinweises auf der Website erfolgt. Entsprechend §36 Abs. 2 BMG i.V.m. der BekanntmV 
müsste unseres Erachtens auch das Amtsblatt verwendet werden. 

 
 
 
 
Christopher Neumann 
Fraktionsvorsitzender 
 
 
 
 
 


